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Geltendmachung von Verantwortlichkeitsansprüchen des neuen Mandatsträgers gegenüber seinem Vorgänger
Sachverhalt

Im Zusammenhang mit der Übertragung eines vormundschaftlichen Mandats auf einen neuen Mandatsträger hat die Vormundschaftsbehörde festgestellt, dass dem Klienten unter dem Vorgänger ein Vermögensschaden entstanden ist. Die Vormundschaftsbehörde beauftragt nun den neuen Amtsträger, beim Amtsvorgänger eine Schuldanerkennung zu erwirken und bei Nichtkooperation eine Verantwortlichkeitsklage und eine Strafanzeige zu erheben.

Der neue Amtsträger erkundigt sich, ob dieses Vorgehen zulässig sei und gängiger Praxis entspreche.

Erwägungen

1. Nach Art. 426 ZG haben der Vormund und die Mitglieder der vormundschaftlichen Behörden b ei der Ausübung ihres Amtes die Regeln einer sorgfältigen Verwaltung zu beobachten und haften für den Schaden, den sie absichtlich oder fahrlässig verschulden. Nach Art. 430 ZGB ist die Verantwortlichkeitsklage gegen den Vormund und die Mitglieder der vormundschaftlichen Behörden beim Gericht geltend zu machen. Die einjährige Frist zur Geltendmachung der Verantwortlichkeitsklage beginnt mit der Zustellung der Schlussrechnung zu laufen, Art. 454 ZGB.
Wird die Verantwortlichkeitsklage aus einer strafbaren Handlung hergeleitet, so verlängert sich die zivilrechtliche Verjährungsfrist solange als die Strafklage nicht verjährt ist, Art. 455 Abs. 2 ZGB.

2. Die Genehmigung des Schlussberichts und der Schlussrechnung nach Art. 452 ZGB hat keine unmittelbar materiellrechtliche Bedeutung und auch keine vollständige Ent-lastung des Vormunds zur Folge. Die Verantwortlichkeit nach Art. 426 und 451 ZGB wird durch die Genehmigung nicht berührt (BSK ZGB I-Affolter, Art. 451-453  N 60). Damit die Zustellung der Schlussrechnung den Beginn der Verjährungsfrist zur Geltendmachung von Verantwortlichkeitsansprüchen auslösen kann, muss sie vorher geprüft und genehmigt (oder ausdrücklich nicht genehmigt) worden sein. Die Zustel-lung einer nicht geprüften Schlussrechnung hat keine fristauslösende Wirkung  (BSK a.a.O., N 62 mit Hinweisen). 
Mit der Nichtgenehmigung der Schlussrechnung kommt die VB ihrer Pflicht nach, ungerechtfertigte Verwaltungshandlungen des Vormundes zu desavouieren. Eine Nichtgenehmigung ist zu begründen und führt zu einer besseren Ausgangslage für eine allfällige Verantwortlichkeitsklage (BSK a.a.O., N 61 und BSK-ZGB I Forni/Piatti, Art. 454/455 N 3).
3. Die Entlassung des Vormunds nach Art. 453 Abs. 1 ZGB erfolgt mit Genehmigung (Decharge) oder Nichtgenehmigung des Schlussberichts und der Schlussrechnung ohne präjudizielle Wirkung auf spätere Verantwortlichkeitsklagen. Auf die Aufnahme der Amtstätigkeit des Amtsnachfolgers hat die Entlassung keinen Einfluss, seine Funktion beginnt mit seiner Ernennung (BSK-ZGB I, Affolter, Art. 451-453 N 75).
4. Schlussbericht und Schlussrechnung bilden für den Amtsnachfolger die Grundlage für seine Vermögensverwaltung und entbinden ihn und die VB von einer Inventarauf-nahme nach Art. 398 ZGB (BSK ZGB I-Guler, Art. 398 N 6).Daraus ergibt sich aber auch, klar, dass der neue Amtsträger, der bei Übernahme des Amtes feststellt, dass sein Klient durch die Amtsführung des Vorgängers zu Schaden gekommen ist, im Rahmen der allgemeinen Interessenwahrung seines Klienten die nötigen Vorkehr-ungen treffen muss, um der betroffenen Person zum Recht zu verhelfen.
5. Die Behörde, die im Rahmen der Berichts- und Rechnungsprüfung eine Verletzung der Regeln einer sorgfältigen Verwaltung durch den Vormund und einen dadurch verursachten Schaden feststellt, kann von sich aus für den z.B. i Ersatz des Schadens sorgen, z.B. indem sie den fehlbaren Mandatsträger auffordert, den Schaden zu er-setzen, bzw. seiner Haftpflichtversicherung anzumelden. Geht das Amt des Mandats-trägers, der einen Schaden bewirkte, zu Ende, so hat die Behörde den Nachfolger entsprechend anzuweisen (Konferenz der kantonalen Vormundschaftsbehörden (Hrsg.), Mustersammlung Erwachsenenvormundschaftsrecht, Basel 1996, S. 116). Diese Anweisungen können verschiedene Aufträge umfassen, die im Einzelfall näher zu bezeichnen sind; dazu kann durchaus die Einholung einer Schuldanerkennung oder die Einleitung einer Verantwortlichkeitsklage und die Strafanzeige umfassen.
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